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Für eine 
produzierende 
Landwirtschaft
Die Ernährungssouveränität hat im Zentrum der Landwirtschafts-
politik zu stehen. Dies gilt gerade auch im Hinblick auf die stark an-
steigende Preise für Lebensmittel auf dem Weltmarkt. Der produ-
zierende Bauernstand muss geschützt werden und die Schweizer 
Landwirtschaft darf keinesfalls der EU geopfert werden.  

Nationalbank / IWF   4  

Zofinger Tagblatt AG, 4800 Zofingen
Tel. 062 745 93 93, www.ztonline.ch 

Für Ihre Drucksachen

Gigantischer Verlust der National-
bank von 21 Milliarden Franken.

4 Milliarden mehr Steuern für das 
Schweizer Volk seit Anfang Jahr.

Pädophile sollen nicht mehr mit 
Kindern arbeiten dürfen.

Steuern                   12 

Kinderschutz      9

Die SVP machte an der Medien-
konferenz am 21. Februar unmiss-
verständlich klar, dass sie ohne Wenn 
und Aber zur produzierenden Land-
wirtschaft steht. Deshalb bekämpft 
die SVP die vom Bundesrat vorge-
schlagene Anpassung des Direkt-
zahlungssystems. Der Ausstieg aus 
der Milchkontingentierung ist für 

die Mehrheit der Bauernfamilien ein 
reines Desaster. Zur Ernährungssou-
veränität gehört die Versorgung unse-
rer Bevölkerung mit hochwertigen 
heimischen Produkten. Die Erfahrun-
gen mit dem Cassis-de-Dijon-Prinzip 
zeigen, dass die Schweizer Qualität 
einmal mehr auf dem Altar der Bezie-
hungen mit der EU geopfert wurde.

Von Links: Martin Haab (Co-Präsident BIG-M), Nationalrat Ernst Schibli, 
Parteipräsident Toni Brunner und Grossrätin Béatrice Struchen.



2 Editorial

Bauernfamilien vor EU schützen!

Unserer heimischen Land-
wirtschaft gilt es Sorge zu 
tragen. Eine Politik, in der 

Jahr für Jahr tausende Bauern-
betriebe ihre Existenz verlieren, 
könnte die Schweiz und ihre Bevöl-
kerung schon bald teuer zu stehen 
kommen.
Die SVP steht ohne Wenn und Aber 
zu einer einheimisch produzierenden 
Landwirtschaft. Deshalb bekämpft 
die SVP die vom Bundesrat vorge-
schlagene Anpassung des Direktzah-
lungssystems. Zudem ist der Aus-
stieg aus der Milchkontingentierung 
für die Mehrheit der Bauernfamilien 
ein Desaster. Die SVP fordert, dass 
die Schweizer Milchproduzenten die 
Chance bekommen, ihre Eigenver-
antwortung über die zu produzieren-
de Menge selber zu übernehmen und 
so die desaströsen Produzentenpreise 
wieder ins Lot zu bringen.
Gesunde und natürliche, auf heimi-
schen Böden produzierte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse sind die 
Grundlage für die Existenz eines je-
den souveränen und stolzen Staates. 
Die SVP setzt sich dafür ein, dass 
auch in Zukunft eine grösstmögliche 
Ernährungssouveränität unseres Lan-

des sichergestellt wird. Dies ist gera-
de auch vor dem Hintergrund stark 
ansteigender Preise für Lebensmittel 
auf dem Weltmarkt von zusätzlicher 
Bedeutung für unser Land. Schwei-
zer Bauern nehmen sehr viele unter-
schiedliche Aufgaben war. Sie versor-
gen die weiterverarbeitende Industrie 
mit qualitativ hochwertigen Rohstof-
fen, welche sie aus tiergerechter und 
nachhaltiger Produktion gewinnen. 
Zudem stellen sie durch die fortwäh-
rende Bewirtschaftung der Böden 
und Wälder sicher, dass die Vergan-
dung des Landes nicht weiter voran 
schreitet. Dem produzierenden Bau-
ernstand gilt es Sorge zu tragen. Ein 
Agrarfreihandelsabkommen mit der 
Europäischen Union wäre existenzge-
fährdend. Die SVP wird daher ein wie 
auch immer geschnürtes Paket mit der 
EU, bei dem die Schweizer Landwirt-
schaft geopfert wird, mit einem Refe-
rendum bekämpfen. 
Zur Ernährungssouveränität gehört 
die Versorgung unserer Bevölkerung 
mit hochwertigen heimischen Pro-
dukten. Die Erfahrungen mit dem 
sogenannten Cassis-de-Dijon-Prinzip 
zeigen, dass die Schweizer Qualität 
einmal mehr auf dem Altar der Bezie-

hungen mit der EU geopfert wurde. 
Bis die hängigen Beschwerden des 
Bauernverbandes behandelt sind und 
die Konsequenzen für die Schweizer 
Landwirtschaft und Konsumenten 
offen gelegt werden, fordert die SVP 
das Aussetzen der Anwendung des 
Cassis-de-Dijon Prinzips mittels Mo-
ratorium.
Im Jahr 2015 findet in Mailand die 
Weltausstellung zum Thema „Die 
Welt ernähren“ statt. Eine ideale Ge-
legenheit, den Schweizer Landwirten 
ein entsprechendes Schaufenster zu 
bieten, in welchem sie und ihre quali-
tativ hochwertigen Produkte einem in-
ternationalen Publikum nähergebracht 
werden können. Die SVP Bundes-
hausfraktion wird einen entsprechen-
den Vorstoss einreichen, der verlangt, 
dass das Konzept der Schweizer Teil-
nahme dahingehend anzupassen ist, 
dass der Schweizer Landwirtschaft 
mitsamt ihren Rohstoffen und Pro-
dukten an der Weltausstellung eine 
zentrale Rolle zukommt.

Toni Brunner
Präsident SVP Schweiz
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Die SVP ist volksnah - die 
SVP „isch bi de Lüt“- 
Ob beim Wirtschaftsforum, wo die Vertreter der kleinen und mittleren Unternehmungen (KMU) so-
wie der Industrie des Zürcher Oberlandes eingeladen wurden, an der diesjährigen Muba oder 
am Jasscup - die SVP ist nah bei den Bürgerinnen und Bürgern. Die SVP-Politiker schätzen den 
Dialog und den direkten Kontakt. An der Muba unterzeichneten diverse Politgrössen unse-
rer Partei das neue Parteiprogramm und nutzten die Gelegenheit, ins Gespräch zu kommen.

Links: Die SVP an der Muba. Viele 
liessen begeistert Ihr Parteipro-
gramm unterzeichnen.

Rechts: Das Wirtschafts-
forum fand in Hinwil im 
Vorfeld der Fraktionssit-
zung statt. Im Rahmen 
dieses Forums haben 
Bundesrat Ueli Mau-
rer sowie die Natio-
nalräte Peter Spuhler 
und Bruno Zuppiger 
ein Referat gehal-
ten. Anschliessend 
fand in der FERAG 
AG eine Führung 
statt.

Nationalrat 
Bruno Zuppiger 
mit dem Gewin-
ner des diesjäh-
rigen Jasscups 
Franz Keller aus 
Bäretswil.



Dass es der Schweiz weniger 
schlecht geht als der EU, dass 
sie weniger verschuldet ist als 

die EU-Staaten, auch als die USA, 
auch als Japan, verdanken wir nur ei-
nem: Die Schweiz hat eine eigenwilli-
ge Staatsform, sie ist direkt demokra-
tisch, unabhängig, auf dem Boden der 
dauernd bewaffneten Neutralität, sie 
hat ausgeprägte Freiheitsrechte und 
ist föderalistischer als andere Staa-
ten. Darum ist sie nicht Mitglied der 
EU, und sie kann es nicht sein, ohne 
sich aufzugeben. Leider wird aber die 
Unabhängigkeit der Schweiz und die 
schweizerische Eigenart, sorgsam mit 
dem Geld umzugehen, nicht nur in 
der EU-Beitrittsfrage missachtet. Die 
anderen Regierungsparteien und die 
Schweizerische Nationalbank haben 
ob der Verschuldungs- und Eurokrise 
den Kopf und den Auftrag verloren. 
Der Kompass ist ihnen abhandenge-
kommen. Gerade in Zeiten von Un-
sicherheit, Krisen, Staatsbankrotten 
und drohenden Bankkonkursen sollte 
ein Staat auf seinen bewährten Wegen 
bleiben und seine Mittel möglichst 
zusammenhalten. Im Bundeshaus in 
Bern und in der Nationalbank funkti-
oniert es folgendermassen: 

In einer Nacht- und Nebelaktion 
wollten die schweizerische Finanz-
ministerin und die kreditgebende 
Nationalbank während der Winter-
session 16,5 Milliarden Franken an 
den Internationalen Währungsfonds 
(IWF) durch beide Räte boxen. Ent-
gegen ihrer eigentlichen Aufgabe der 
Stabilisierung von Währungen soll 

der Währungsfonds die Schuldenkrise
von Industrielän-
dern bewältigen 
und jenen wan-
kenden deut-
schen, fran-
zösischen und 
englischen 
Banken unter 
die Arme 
greifen, die 
allzu riskante 
Kredite allzu 
riskanten Län-
dern gewährt 
haben. 

Die Mitgliedschaft im IWF ist kurz 
vor der EWR (Europäischer Wirt-
schaftsraum) - Abstimmung 1992 ge-
gen den erbitterten Kampf der SVP 
erfolgt. Hätte sich die SVP damals 
durchgesetzt, wären wir heute nicht 
Mitglied des IWF. Dieser Beitritt er-
weist sich nun als schwerer Nach-
teil. Im Kommando-Ton erfolgt auch 
heute wieder der Ruf nach Solidari-
tät. Kein Wort vernahm man damals 
davon, dass wir künftig im grossen 
Stil europäische und wohl bald auch 
amerikanische Gliedstaaten und de-
ren verfehlte Schuldenpolitik stützen 
müssen. Der IWF ist heute eine an-
dere Institution als jene, die das Volk 
1992 genehmigt hat. Diese Instituti-

on reisst immer mehr Macht an sich, 
will immer mehr kontrollieren und 

regulieren, und niemand weiss, 
wie man den IWF retten würde, 
wenn dieser selber ins Wanken 

gerät. Die Aufstockung um 
16,5 Milliarden Franken ist 

vom Ständerat im Hand-
umdrehen bewilligt worden 
und wird auch im National-
rat genehmigt. Die SVP ist 
wieder einmal allein stand-

haft und lehnt diesen Kredit 
ab. Die Allianz von SP, FDP 

und CVP stimmt nicht nur 
diesen 16,5 

Milliarden zu, 
sondern 

zusätzlich einer Erhöhung der Ent-
wicklungshilfe. Die SP erspresste die 
Mitteparteien, indem sie sagte: „Wir 
stimmen dem IWF-Kredit nur zu, 
wenn gleichzeitig die Entwicklungs-
hilfe um 640 Millionen erhöht wird.“ 
Selbstverständlich knickten die Mit-
teparteien ein. Die SVP wird diesen 
Kredit bekämpfen, denn er stellt ein 
untragbares finanzielles Risiko dar. 

Allein der Verlust der Nationalbank 
wegen kopflosen Devisenkäufen be-
trägt über 30 Prozent des Eigenkapi-
tals unserer Nationalbank. Es geht um 
Volksvermögen. Und jetzt also noch 
16,5 Milliarden für den IWF, also fast 
ein Drittel des Bundesbudgets! 

Allein der Verlust der Nationalbank wegen kopflosen Devisenkäufen beträgt über 30 Prozent des Ei-
genkapitals unserer Nationalbank. Es geht um Volksvermögen. Und jetzt noch 16,5 Milliarden für den 
IWF, also fast ein Drittel des Bundesbudgets! Hier wurden leichtsinnig ungeheuerlich risikoreiche 
Spekulationsgeschäfte getätigt. Das ist ein Ausfluss von Grössenwahn und Fehleinschätzungen. 
Die Geschädigten sind einmal mehr die Steuerzahler. Und niemand will wirklich verantwortlich sein. 

4 IWF
Die SVP lehnt es konsequent ab, 16‘500‘000‘000 
Franken zur Rettung bankro tter EU-Staaten einzusetzen

Artikel von a. Bundesrat Christoph Blocher, Herrliberg (ZH)
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Die Rettung der überschuldeten EU-
Staaten und die Rettung der EU-Ban-
ken sollen die Schweizer tragen. Zu-
dem sind die Risiken sehr ungleich 
verteilt. Die Schweiz bezahlt 2‘268 
Dollar pro Einwohner, Österreich nur 
686 Dollar, das grosse Deutschland 
496 Dollar, Frankreich 464 Dollar und 
Italien 362 Dollar pro Einwohner. Na-
tionalbank, Bundesrat, Ständerat und 
Nationalrat stört dies nicht. 

Die Nationalbank 
Jetzt ist es an den Tag gekommen: Die 
Schweizerische Nationalbank schreibt 
einen gigantischen Verlust von 21 
Milliarden Franken. Hätte sie nicht 
ihr Gold um 6 Milliarden aufgewertet, 
wären es gar 27 Milliarden! Kanto-
ne, Bund und Private werden wohl ab 
nächstem Jahr für viele Jahre auf Ge-
winnausschüttungen verzichten müs-
sen. 

Was ist geschehen? Wie beim IWF 
zur Lösung der Schuldenkrise hat die 
Nationalbank auch beim Devisenkauf 
ihren Auftrag – nämlich die Wahrung 
der Preisstabilität – verlassen und 
sich plötzlich nicht nur über den 
IWF als Retter der Schuldenstaaten, 
sondern 
auch noch 
als Retter 
des Euro 
betätigt. So 
wurden al-
lein durch 
die Natio-
nalbank 
zusätzlich zu den bereits Ende 2008 
gehaltenen 50 Milliarden Devisen im 
Jahr 2009 für 48 Milliarden und in-
nerhalb 4 Monaten anfangs 2010 für 
weitere 150 Milliarden Franken De-
visen gekauft. Damit erreichte der 
Devisenbestand – vor allem Euro – 

total 240 Milliarden, was zu einem 
Währungsverlust von 26 Milliarden 
Franken 
führte. Und 
dies bei einem 
Eigenkapital 
der National-
bank Ende 
2009 von nur 
66 Milliarden. 
Damit ist ein 
Drittel bereits verloren. Das „schleckt 
keine Geiss weg“: Hier wurden leicht-
sinnig ungeheuerlich risikoreiche Spe-
kulationsgeschäfte getätigt. Das ist ein 
Ausfluss von Grössenwahn und Fehl-
einschätzungen. Es konnte nur schief 
gehen! 

Die Geschädigten – vor allem die 
Steuerzahler – haben ein Anrecht auf 
Information, auf Aufsichtsmassnah-
men und eventuell Sanktionen sowie 
auf eine Regelung, dass so etwas nicht 
mehr passieren kann. Und Fragen sind 
viele: Das Schweizer Volk will z.B. 
wissen, ob es stimmt, dass die Schweiz 
plötzlich über die durch die Schweize-
rische Nationalbank spekulativ erwor-
benen Euros durch Staatsanleihen mit 

160 Milliarden zum Gläubiger von 
Euroländern gewor-

den ist! So etwas 
darf nicht hinge-

nommen werden. 
Die SVP hat zu han-

deln. Und sie wird 
es auch tun. 

       
Die Verantwortung

Angesichts der schwerwiegenden 
Fehlentscheide in der SNB stellt sich 
die Frage nach der Verantwortung. 
Wer die Frage nach der Verantwor-
tung in den letzten Wochen und Ta-
gen aufbrachte, stellte fest: Niemand 
will wirklich verantwortlich sein. Ist 

Die Schweizerische Natio-
nalbank schreibt einen 

gigantischen Verlust von 21 
Milliarden Franken.

‘‘ ‘‘

Die SVP lehnt es konsequent ab, 16‘500‘000‘000 
Franken zur Rettung bankro tter EU-Staaten einzusetzen

es das Direktorium der SNB allein? 
Der Bankrat? Der Bundesrat? Das 

Parlament? Es 
ist nicht nur ein 

theoretisches 
Gedankenspiel, 

dass die SNB 
bankrottgehen 

könnte. Der 
Verlust  der 

SNB ist jetzt 
gerade gleich hoch wie die Verlus-
te, die die frühere Leitung  der UBS 
eingefahren hatten. Doch dort wur-
den die Aktionäre, – nicht wie bei 
der SNB das ganze Schweizer Volk 
– geschädigt. Und bei der UBS wur-
den die Konsequenzen gezogen. Die 
Verantwortlichen Herren Ospel, Hä-
ringer, Rohner und Kurer mussten 
zurücktreten. Gelten für die Natio-
nalbank andere Verantwortlichkeiten? 

Die SVP verlangt vom Bundesrat die 
lückenlose Aufklärung über die Ver-
antwortlichkeiten und die entspre-
chenden personellen Konsequenzen. 
Dabei sind die Schutzbehauptungen 
abzuweisen, dass damals beim Kauf 
der Devisen der Schweizer Franken 
überbewertet gewesen sei, oder dass 
die Gefahr einer weit und breit nir-
gends erwarteten Deflation bestanden 
habe, oder dass der Druck der Maschi-
nenindustrie beträchtlich gewesen sei. 

Die Nationalbank gefällt sich im 
Moment sehr darin, eine demonst-
rative Rolle bei den Schuldenstaa-
ten, bei der Eurorettung und bei der 
Reguliererei der Geschäftsbanken 
zu spielen. Auch hier ist wieder die 
SVP gefragt. Die „heilige“ Allianz 
der SP mit den Mitteparteien trot-
tet brav hinter IWF, SNB und der 
Geldverschleuderung hinterher. 
Darum gilt: Schweizer wählen SVP!

Die Institution IWF reisst 
immer mehr Macht an sich, 
will immer mehr kontrollie-

ren und regulieren.

‘‘

‘‘





Neue Schwierigkeiten im 
Asyl- und Ausländerbereich
An der im vergangenen Sommer lancierten Volksbefragung der SVP haben über 70‘000 Bürgerin-
nen und Bürger teilgenommen. Die Antworten machten deutlich, dass 90 % der Teilnehmenden die 
lasche Gangart im Asyl- und Ausländerbereich nicht länger akzeptieren. Die vielen eingebrachten 
Ideen und Massnahmen wurden parteiintern geprüft und in die politische Diskussion eingebracht. Die 
Fraktion der SVP wird diverse Vorschläge als parlamentarische Vorstösse im Parlament einreichen.

7Vorstösse

Jahr für Jahr strömen über 100‘000 
neue Einwanderer in die Schweiz. 
Die Auswanderung bleibt dabei 

jedoch bescheiden. Die kürzlich ver-
öffentlichten Zahlen des Bundesamtes 
für Migration beweisen: Selbst 2009 
und 2010, zwei wirtschaftlich schwie-
rige Jahre, wanderten jährlich über 
130‘000 Ausländer in die Schweiz 
ein. Diese Entwicklung muss endlich 

wieder unter Kontrolle gebracht wer-
den. Dies soll nun ein Vorstoss der 
SVP-Fraktion erreichen. Die Schwei-
zer Bevölkerung hat aufgrund der Zu-
wanderung seit 2007 jedes Jahr um 
über 1 % zugenommen. Dass aus den 
Bedürfnissen der Wirtschaft zeitweise 
ein positiver Wanderungssaldo sinn-
voll ist, wird nicht bestritten. Die in 
den letzten 4 Jahren erlebte Massen-
zuwanderung, insbesondere aus dem 
europäischen Raum, schafft jedoch 
Probleme im Wohnungsbereich, im 
Bildungssystem, bei den Sozialwer-
ken und Infrastrukturen und gefährdet 
somit den sozialen Frieden. Jeder Ein-
wohner der Schweiz kann die negati-
ven Auswirkungen der Bevölkerungs-
zunahme spüren. Die Einwanderung 

muss in Relation zur Auswanderung 
und zur Gesamtbevölkerung gesetzt 
werden. Dazu ist der entsprechende 
Handlungsspielraum zu schaffen, al-
lenfalls auch durch die Anpassung 
internationaler Abkommen wie bei-
spielsweise dem Freizügigkeitsab-
kommen mit der EU. 

von Nationalrat Jean-François Rime, 
Bulle (FR)

Die Umstürze und Aufstände 
in Tunesien, Ägypten, Bah-
rain, Jemen und Libyen sind 

zwar überraschend gekommen, doch 
werden die Auswirkungen auf die 
Migrationsströme Richtung Europa 
gravierend und lang anhaltend sein. 
Aus diesem Grund muss der Bun-
desrat klar Stellung beziehen, wie er 
mit den drohenden Flüchtlingsströ-
men aus Nordafrika umgehen will 
und Massnahmen aufzeigen, wie er 
eine Massenzuwanderung über den 

Asylweg verhindern will. Die SVP-
Fraktion wird in der Frühjahrssessi-
on eine dringliche Debatte zu diesen 
Fragen fordern. Die bereits erfolgte 
Flüchtlingswelle tausender Tunesier 
zur italienischen Insel Lampedusa ist 
wohl nur ein Vorgeschmack auf die 
noch ausstehende Völkerwanderung 
aus den Umsturz-Ländern. Denn jede 
Unruhe bringt politische Flüchtlinge, 
aber auch Wirtschaftsflüchtlinge, wel-
che die Situation für sich nutzen wol-
len, mit sich. In den vergangenen zwei 
Wochen sind 6‘000 Migranten ge-
strandet. Wichtig wäre nun, klare Zei-
chen nach Nordafrika zu senden, dass 
Wirtschaftsflüchtlinge in Europa keine 
Chance auf Asyl haben. Jedes Zuge-
ständnis gegenüber unechten Flücht-
lingen fördert weitere Migrations-
ströme Richtung EU und schliesslich 
Richtung Schweiz. Doch was macht 

die EU? Sie schickt Grenzwächter, 
um die „Flüchtlinge“ aufzunehmen 
und berät über verschiedene Aufnah-
memöglichkeiten. Michele Cercone, 
Sprecher von EU-Innenkommissarin 
Cecilia Malmström sprach kürzlich 
sogar über die Möglichkeit der Akti-
vierung einer temporären Schutzklau-
sel, die den Migranten aus Nordafri-
ka kollektiv Asyl einräumen würde. 
Die Asylschutzklausel könnte von 
den EU-Staaten bei einem massiven 
Flüchtlingsansturm aktiviert werden. 

von Nationalrat Walter Wobmann, 
Gretzenbach (SO)

Aus diesem Grund wird die SVP-
Fraktion in der Frühjahrssession 
einen Vorstoss einreichen, der vom 
Bundesrat verlangt, dem Parlament 
eine Gesetzesänderung vorzulegen, 
welche die Möglichkeit schafft, den 
jährlichen Wanderungssaldo auf 
0,5 % der schweizerischen Wohn-
bevölkerung zu begrenzen. 

Mit dem Dublin-Abkommen ist die 
Schweiz im Asylbereich an alle 
Entscheide der EU gebunden und 
müsste solche Fehlentscheide aus-
baden. Zu diesem Zweck fordert die 
SVP-Fraktion in der Frühjahrsses-
sion eine dringende Debatte zur 
Flüchtlingsproblematik.
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Der Glücksbringer der SVP für 
die nationalen Wahlen 2011 
ist erneut der heute 10-jährige 

Geissbock Zottel. Er hat-
te seinen 1. 
Auftritt im 
Wahljahr 
2011 an-
lässlich der 
Delegierten-
versammlung 
in Emmen-
brücke am 15. 
Januar 2011. 
Als Geissbock 
ist er neugie-
rig, interessiert, 
vorwitzig, zäh, 
eigensinnig und 
belastbar. Er 
steht für die 
Freiheit und 
Unabhän-
gigkeit der 
Schweiz – 
wie die 
SVP. Und 
wenn ihm etwas 
nicht passt, dann hat er den 
Mut Klartext zu meckern. Die wich-
tigste Charaktereingenschaft von Zot-
tel ist allerdings: Er frisst alles, was 
grün ist, ohne selber grün zu sein! 

Zudem kennt in der Schweiz fast je-
des Kind den Namen „Zottel“ aus dem 

bekannten 
Kinderbuch „Zottel, Zick und Zwerg“ 
von Alois Carigiet. Tausende Kinder, 

Familien sowie „Zottel-Fans“ aus der 
ganzen Schweiz haben den neugieri-
gen Geissbock lieb gewonnen. Sein 
Besitzer ist Nationalrat Ernst Schibli 

aus Otelfingen - neu be-
kannt als Zottel-

fingen. 
Zottel 

lebt mit 
dem 

Zwerg-
pony 

Camillo 
und der 

Zwerggeiss  
Mimu zu-

sammen, in 
einer „Zwei-

Zimmer-Woh-
nung“ (Stall 

mit zwei Räu-
men). Er kann 

das Pony oft 
auf Ausritten 
begleiten und 

darf jeden 
Tag auf die 

Weide. 
Im laufen-

den  Wahljahr 
werden Sie an diversen Veranstal-
tungen die Möglichkeit haben, den 
Glücksbringer der SVP zu besuchen.

Lange Zeit war es still um den beliebten Glücksbringer der SVP. Doch nun kehrt Zottel, der mittlerweile 
10-jährige Geissbock, als unser Maskottchen zurück. Sein Drang nach Unabhängigkeit und Freiheit ist 
grösser denn je. Zottel hat viel vor! Mit seinem Eigensinn und Kampfgeist will er im Wahljahr mit der 
SVP 30% Wähleranteil erreichen. Er hat den Mut, auch bei heiklen Themen Klartext zu meckern. Zottel 
mag besonders Kinder, diese lädt er gerne mal auf seinen Hof ein  und lässt sich ausgiebig streicheln.   

Zottel, der Glücksbringer 
der SVP ist zurück
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Jahr für Jahr werden immer wieder 
vor allem Mädchen und Frauen 
vergewaltigt und sexuell genötigt, 

nicht einmal behinderte Kinder und 
Jugendliche bleiben davon verschont. 
Das Strafrecht ist leider heute so aus-
gelegt, dass Vergewaltiger zu milde 
bestraft werden. Ein Viertel der Ver-
gewaltiger müssen nicht einmal mehr 
ins Gefängnis, obwohl Vergewalti-
gung eines der schlimmsten Delikte 
ist. Das damit verbundene Leid jedes 
einzelnen Opfers kann man kaum 
nachvollziehen und jeder einzelne 
Fall muss mit aller Deutlichkeit ernst 
genommen und aufgeklärt werden. 
Entsprechend griffige und den Vorfäl-
len angemessene Massnahmen gegen 
die Täter müssen zwingend die Folge 
sein. Der Bundesrat wird im Rahmen 
des Projektes „Harmonisierung der 
Strafrahmen und Aufhebung obsoleter 
Strafbestimmungen“ auch die Strafan-
drohungen bei strafbaren Handlungen 
gegen die sexuelle Integrität prüfen. 
Damit sollen u.a. angemessene Straf-
rahmen eingeführt werden. Das muss 
genau überprüft werden.
Es ist hinlänglich bekannt, dass Miss-
bräuche und Vergewaltigungen began-
gen werden, das kann jederzeit und 
überall der Fall sein und es kann jeden 

Der jüngste schockierende Vorfall von Hansjürg S., der jahrelang scheinbar unbemerkt auf schänd-
lichste Art behinderte Jugendliche und Kinder während seiner Arbeit missbrauchte, zeigt mehr als 
deutlich auf, dass in diesem Tabubereich akuter Bedarf an Aufklärungsarbeit besteht. Die Lehren 
für die Zukunft müssen heute und jetzt daraus gezogen werden. Eine Einführung der Meldepflicht 
ist unabdingbar, dafür werde ich mich einsetzen. Schauen auch Sie hin und handeln Sie mutig! 

Menschen treffen, nicht nur Mädchen 
und Frauen, auch Kinder und Behin-
derte. Nach dem Fall Hansjörg S. zeigt 
man sich von offizieller Stelle höchst 
erstaunt und ist schockiert. Sexuali-
sierte Gewalt und Missbrauch wurden 
im genannten Fall von einem Betreu-
er ausgeübt, aufgrund seiner Stellung 
war er den Opfern überlegen. Wenn 
man wegsieht, zweifelt oder keinen 
Mut aufbringt Verdachtsmomente zu 
thematisieren, ertragen die Opfer die 
Übergriffe aus Scham und Hilflosig-
keit. Trifft es Behinderte, ist eine ef-
fektive Gegenwehr nicht einmal mög-
lich. Diese Reaktionen ermutigten den 
Täter jahrelang zu weiteren intensive-
ren Handlungen bis es zur Eskalation 
kommt. Was passiert aber mit den Op-
fern und den Angehörigen? Das kann 
man sich kaum vorstellen. Sie werden 
ein Leben lang mit der erlebten pein-
lichen Erniedrigung, der ertragenen 
Wehrlosigkeit und tiefster Demüti-
gung zu kämpfen haben. 

Es braucht dringend Aufklärungsar-
beit, indem man die Fakten klar und 
deutlich aufzeigt. Mythen müssen aus 
der Welt geschafft werden. Es braucht 
Fortbildungsveranstaltungen für Fach-
leute, ein Präventionsangebot für se-
xuelle Übergriffe in Institutionen und 
Organisationen.  Die Stiftung Linda 
(www.stiftung-linda.ch, von Frau Dr. 
van den Brandt-Grädel, die ich per-
sönlich unterstütze) setzt sich dafür 
ein und auch für eine gesetzlich ver-
ankerte Meldepflicht. Der aktuelle 
Fall von Hansjörg S. kann leider nicht 
mehr rückgängig gemacht werden, 

aber es müssen daraus Lehren gezo-
gen werden. Das ist die grosse Heraus-
forderung und die Verpflichtung für 
die Institutionen und Organisationen, 
für die Gesellschaft und auch für die 
Politik. Die angebotenen Schulungen 
der Stiftung Linda tragen dazu bei, die 
Lage besser zu erkennen und rechtzei-
tig Massnahmen einzuleiten. 

Pädophile dürfen nicht 
mehr mit Kindern arbeiten

von Nationalrätin Sylvia Flückiger, 
Schöftland (AG)

Initiative „Pädophile sollen nicht 
mehr mit Kindern arbeiten dür-
fen“
Die Initiative beinhaltet folgende 
Änderung der Bundesverfassung: 
Art. 123c (neu) Personen die ver-
urteilt werden, weil sie die sexuelle 
Unversehrtheit eines Kindes oder 
einer abhängigen Person beein-
trächtigt haben, verlieren endgül-
tig das Recht, eine berufliche oder 
ehrenamtliche Tätigkeit mit Min-
derjährigen oder Abhängigen aus-
zuüben. (mehr unter www.marche-
blanche.ch)
Nach heutigen Regeln und Geset-
zen kann ein Pädophiler nach sei-
ner Haftentlassung wieder einen 
Beruf oder eine Betreuung mit Kin-
dern ausüben. Das muss in Zukunft 
verhindert werden. Ein Pädophiler, 
der wegen Kindesmisshandlungen 
verurteilt wurde, darf nicht mehr 
in ein Umfeld zurückkehren, wo 
er sich wieder an Minderjährigen 
vergehen könnte. Bitte unterstüt-
zen Sie die Initiative,  auf www.
marche-blanche.ch finden Sie Un-
terschriftenbögen. Hinschauen und 
mutig Handeln – herzlichen Dank 
für die Unterstützung!



Das Phänomen Linksextremismus verschlimmert sich 
seit Jahren - die Medien schauen zu und schweigen
In der linksextremen Szene steigt die Gewaltbereitschaft seit Jahren. Während der diesjährigen Albis-
güetli-Tagung in Zürich kam es zu einem brutalen Angriff auf SVP-Nationalrat Hans Fehr. Die Behör-
den verharmlosten alles. Bei linksextremer Gewalt üben sich die Medien meist in Zurückhaltung und 
schweigen. Anschläge, Angriffe und Störungen von linksextremen Kriminellen gegen die SVP nehmen 
allerdings massiv zu. Beunruhigend ist in diesem Zusammenhang auch die Passivität der Behörden. 

Linke Gewalt10

Der Vorfall ist in der jüngeren 
Schweizer Geschichte einzig-
artig: Auf dem Weg zu einer 

Parteiveranstaltung ins Zürcher Al-
bisgütli wurde Nationalrat Hans Fehr 
abgepasst, die Angreifer warfen ihn 
auf den Asphalt und schlugen mit 
Fäusten und Stiefeln auf seinen 
Kopf und Körper ein, bis er blu-
tete. Erst als ihm ein paar junge 
Frauen aus der linken Szene zu 
Hilfe kamen, liessen die ver-
mummten Schläger von ihm ab. 
Mit Prellungen und Schürfungen 
landete Fehr im Spital. Er hat bei 
der Polizei Strafanzeige gegen die 
Täter eingereicht. Schockiert habe 
ihn die dumpfe Gewalt der Täter. 
Dieser sei er hilflos ausgeliefert 
gewesen. Für Fehr ist bedenklich, 
dass sich die Gewalt der Chaoten 
nicht mehr nur gegen Sachen, sondern 
neu auch gegen Personen richtet. Er 
fordert ein härteres Eingreifen seitens 
der Sicherheitskräfte und härtere Stra-
fen, wenn der Polizei solche Täter ins 

Netz gehen. An den Tagen nach dem 
Übergriff fiel es den Medien schwer, 
diesen zu verurteilen. Der Lokalsen-
der Radio 1 von Roger Schawinski 
unterstellte Fehr gar, aus dem Über-
griff „politisches Kapital“ schlagen zu 

wollen. Der Tages-Anzeiger begann 
seine Analyse bezeichnend: „Da hat 
es den Richtigen getroffen! Das dürf-
te sich manch einer gedacht haben, 
als er hörte, dass Vermummte Hans 

Fehr [. . .] zusammen-
geschlagen haben.“ 
Im Getöse um die 
Schuldfrage unterge-
gangen ist der frag-
würdige Einsatz der 
Polizei, die das Ge-
waltmonopol besitzt 
und die öffentliche 
Sicherheit der Bürger 
zu garantieren hat. 
Der Zürcher Polizei-
kommandant Philipp 
Hotzenköcherle un-
terstellte Nationalrat 

Fehr in einer ersten Stellungnahme 
eine Mitschuld („Es war sehr mutig 
von Herrn Fehr, so nahe bei den De-
monstranten durchzulaufen“).

Schadenssumme auf Vorrat 
Stadtpolizisten, die 
in Zürich regel-
mässig gegen linke 
Chaoten im Einsatz 
stehen, beurteilen 
die Taktik gegen-
über der „Weltwo-
che“ anders. Die 
politische Führung 
sei „auf dem linken 
Auge blind“. „Wenn 
sich irgendwo ein 
Grüppchen Neona-
zis bildet, lösen wir 
dieses sofort auf und 

nehmen die Personalien auf. Den lin-
ken Extremisten hingegen wird immer 
eine gewisse Schadenssumme auf Vor-
rat zugesprochen“, sagt ein Polizist. 
Dies habe dazu geführt, dass der Mob 
in den letzten Jahren immer grösser 
und gewalttätiger werden konnte. Aus 
Angst vor einer Eskalation und den 
damit verbundenen Schlagzeilen halte 
sich das Korps bei den unbewilligten 
Demonstrationen stets zurück – und 
nehme dafür Sachschäden von mehre-
ren hunderttausend Franken in Kauf. 
Tatsächlich ist die Polizeiarbeit oft 
frustrierend, da sich die Staatsanwälte 
und Richter bei den verhafteten Links-
extremisten bisher mit Nachsicht, 
bedingten Haftstrafen oder Strafgel-
dern in der Höhe einer Geschwin-
digkeitsbusse begnügten. Die sieben 
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Das Phänomen Linksextremismus verschlimmert sich 
seit Jahren - die Medien schauen zu und schweigen

Personen, die nach dem Übergriff auf 
Hans Fehr festgenommen wurden, 
kamen am selben Abend wieder frei. 

Im letzten Jahr war es be-
reits zu über fünfzehn An-
schlägen, Angriffen, Stö-
rungen oder Sachbeschä-
digungen von linksextre-
men Kriminellen gegen 
die SVP gekommen. Fens-
ter wurden eingeschla-
gen, Autos demoliert, Pri-
vathäuser von National-
räten wie Natalie Rickli, 
Jürg Stahl oder Ulrich 
Schlüer teilweise mas-
siv beschädigt. Bei einer 
Standaktion in Lausanne 
war ein Polizeieinsatz 
nötig, vor einer Veran-
staltung zur Ausschaffungsinitiative 
wurde am Eingang eine bewaffnete 
Person verhaftet, es kam zu zahlrei-
chen Farbanschlägen, Sprayereien 
und zu notgedrungenen Änderungen 
von Anlässen. Das Parteisekretariat 
der kantonalen SVP in Lausanne wur-
de von Chaoten besetzt. Das Parteise-
kretariat der SVP Schweiz 
wurde ebenfalls angegrif-
fen und massiv beschädigt. 
Die politische Arbeit der 
SVP soll behindert  oder 
sogar verunmöglicht wer-
den. Diese systematischen 
Übergriffe von   demokratie-
feindlichen Kreisen auf 
die grösste Schweizer Par-
tei sind in der Geschichte 
dieses Landes beispiellos. 
Sie sind in aller Schärfe zu 
verurteilen. Beunruhigend 
ist in diesem Zusammen-
hang aber auch die Pas-
sivität der Behörden. Sie 
dulden mit ihrem Verhal-

ten die Machenschaften von gefährli-
chen Extremisten. 

Ein Ende der roten Übergriffe ist im 

Wahljahr nicht abzusehen. Das Phä-
nomen Linksextremismus hat im 
Schatten der öffentlichen Empörung 
über vereinzelte Neonazis seit Jah-
ren zugenommen – und den Rechts-
extremismus punkto Gewalt längst 
überholt. Entgegen der medialen 
Wahrnehmung sind Gewalttaten von 

Linksextremen in der Schweiz vier-
mal häufiger als von Rechtsextremen, 
wie die Weltwoche berichtet hat. Das 
Gewaltpotenzial der linken Szene 

ist hoch. Die Mitglieder sind 
meist bunt gemischt, es sind 
selbsternannte Anarchisten, 
teilweise arbeitslose Kleinkri-
minelle oder auch Studenten. 
Sie wohnen bei ihren Eltern, in 
WGs oder besetzten Häusern. 
Die Meinungsfreiheit ist ein 
demokratisches Grundrecht, 
welches die freie Meinungs-
bildung und die freie Wil-
lenskundgabe der Bürgerin-
nen und Bürger ermöglicht. 
Dieses Freiheitsrecht diente 
historisch zum Schutz vor 
staatlichen Übergriffen. Heute 
haben wir die Situation, dass 

wohl der Staat die verfassungsmäs-
sigen Freiheiten nicht offiziell ausser 
Kraft setzt, diese aber für einen Teil 
der Gesellschaft nicht mehr durch-
gesetzt werden: Wenn Randalierer 
bestimmen, wer sich wann wo ver-
sammeln darf und seine Meinung frei 
äussern darf, dann erinnert dies an Zu-

stände in totalitären Staaten. 

Den demokratiefeindlichen 
Kräften entgegentreten
Die SVP lässt sich von Chao-
ten und Behörden nicht mund-
tot machen. Sie erwartet aber, 
dass sich alle Kräfte in diesem 
Land, die sich der Demokratie 
verpflichtet fühlen, gegen diese 
schwerwiegende Entwicklung 
stemmen. Die Behörden aller 
Staatsebenen sind aufgerufen, 
die Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit zu garantieren 
und zu schützen (vgl. Weltwo-
che vom 27.1. 2011 und 20Mi-
nuten online vom 22.1.2011).

Das Generalsekretariat der SVP Schweiz nach einem An-
schlag von linksautonomen Chaoten.



Fast 4 Milliarden Franken müssen die Schweizerinnen und Schweizer seit Anfang Jahr zusätzlich 
abgeben. Am meisten leidet darunter der Mittelstand. Diese Misere eingebrockt haben uns die Mitte-
Parteien und die Linke. Die SVP ist die einzige Partei, die sich konsequent gegen die ständig stei-
gende Steuerquote und somit für den Mittelstand einsetzt. Aus diesem Grund erneuert die SVP ihr 
Versprechen, jegliche Steuererhöhung zu bekämpfen. Schweizer wählen SVP, für weniger Steuern!

12 Steuern

europäischen Vergleich ständig weiter 
steigenden Steuerquote der Schweiz 
gewarnt; das sich aufbauende Defizit 
von praktisch sämtlichen Sozialversi-
cherungen ist eine der grossen Heraus-
forderungen der Zukunft (aber beileibe 
nicht die einzige). Ständig muss Alarm 
geschlagen werden, mussten Abwei-
chungen und Missbrauch thematisiert 
werden, musste der Finger darauf ge-
halten werden, dass wir – wie andere 
Länder in Europa auch – über unsere 
Verhältnisse leben, und dass unser So-
zialsystem gefährlich ins Schlingern 
geraten ist. Trotz dieser deutlichen 
Anzeichen, welche durch die globale 
Finanzkrise noch verschärft wurden, 
herrscht in den anderen Parteien hin-
ter vorgehaltener Hand die Meinung 
vor, die Schweiz könne ihre Sozial-
leistungen ganz ohne Risiko weiter 
ausbauen! Man könnte dieses Phäno-
men «Zauberflöten-Syndrom» nennen 
– jeder lässt sich von der süssen Musik 
einlullen und bewegt sich unbewusst 
immer näher auf den Abgrund und da-
mit auf das Verderben zu.

Nein zu sämtlichen neuen Raub-
zügen auf das Portemonnaie der 
Schweizer Bürgerinnen und Bürger 
Wenn man verhindern will, dass dem 
Mittelstand und der Schweizer Wirt-
schaft die Luft abgedreht wird, ist es 
jetzt höchste Zeit, ganz klar und deut-
lich Nein zu sagen: Nein zu der Ab-
sicht, die Taschen der Schweizer Bür-
gerinnen und Bürger weiter und weiter 
zu leeren. Aus diesem Grund erneuert 
unsere Partei ihr Versprechen, jegli-
che Steuererhöhung zu bekämpfen. 

Der Kampf darf nicht nur an der Steu-
erfront geführt werden. Die anderen 
Parteien haben erkannt, dass die Waffe 
des Referendums eine ausgesprochen 
dissuasive Wirkung hat und sie oft da-
ran hindert, ihre Ziele durchzusetzen. 
Aus diesem Grund werden sie künftig 
verstärkt auf das subtilere und effizien-
tere Mittel der sog. Lenkungsabgaben 
setzen. Über Lenkungsabgaben ist es 
einfacher, Einnahmen zu generieren, 
denn die meisten dieser Abgaben kom-
men um die Klippe der Volksabstim-
mung herum. Und als wäre das Ganze 
parallel geschaltet, werden die Steuern 
nicht reduziert – ein Sieg für die po-
litischen Vertreter der Verteilung nach 
dem Giesskannenprinzip. Wenn man 
dann noch weiss, dass der Bund sich 
darüber hinaus den „Spass“ gönnt, 
eine Mehrwertsteuer auf bestimmten 
Abgaben zu erheben (z.B. auf die Ge-
bühr für das Einspeisen elektrischer 
Energie, die sog. kostendeckende Ein-
speisevergütung KEV), versteht man 
umso besser, wieso er kein Interesse 
daran hat, in diesem speziellen Be-
reich die Notbremse zu ziehen. Die 
Unternehmen, die Arbeitsplätze zur 
Verfügung stellen, und die Bürgerin-
nen und Bürger, die auf individuelle 
Verantwortung setzen und sich ohne 
Hilfe des Staates durchschlagen, sind 
letztlich die Opfer dieses pervertierten 
Systems.

Nein zum unstillbaren Steuerdurst 
der Linken und der Mitte-Parteien
Es wird deshalb umso wichtiger sein, 
die Kräfte zu bündeln, um auch künf-
tig die neuen Begehrlichkeiten ein-

Im Programm unserer Partei für 
die nächste Legislatur 2011-2015 
haben wir angekündigt, entschlos-

sen gegen eine Erhöhung der Steuern, 
Abgaben und Gebühren zu kämpfen. 
Heute müssen wir leider feststellen, 
dass es die grösste Partei der Schweiz 
trotz ihrer Wählerstärke nicht schafft, 
den Staat daran zu hindern, den Bür-
gerinnen und Bürgern und den Unter-
nehmen ab dem 1. Januar 2011 gegen 
4 Mia. Franken zusätzlich aus der Ta-
sche zu ziehen. Erhöhung der MwSt 
zugunsten der IV, zusätzliche Lohn-
beiträge an die Arbeitslosenversiche-
rung und die Erwerbsersatzordnung, 
nicht zu vergessen die gewichtigen Er-
höhungen der Krankenkassenprämien: 
Das alles ergibt ein ziemlich düsteres 
Bild. Dies gilt es zur Kenntnis zu neh-
men, allerdings ohne dabei die Flinte 
gleich ins Korn zu werfen und zu re-
signieren.

Die Warnungen der SVP wurden in 
den Wind geschlagen
Schon früher hat die SVP vor einer im 

von Nationalrat Guy Parmelin, 
Bursins (VD)

Stopp der kontinuierlichen Erh öhung der Steuern, Abgaben 
und Gebühren, welche unser L and langsam erdrückt!
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rolle und nicht mittels neuer Steu-
ereinnahmen 
Die SVP wird es nicht zulassen, dass 
die Bevölkerung und die Unterneh-
men einmal mehr für hunderte von 
Millionen Franken geradestehen müs-
sen, weil die anderen Parteien die 
Sanierung der IV nicht konsequent 
durchziehen wollen; das muss auch 
für alle anderen Sozialversicherungen 
und laufenden Ausgaben des Bundes 
gelten. Wir haben jetzt nämlich den 
schlagenden Beweis, dass diejenigen 
Staaten, deren So-
zialsystem einem 
Wasserkopf glich, 
ihre Leistungen 
drastisch redu-
zieren mussten. 
Derartige „Übun-
gen“ werden letzt-
lich immer auf 
dem Buckel der 
Schwächsten aus-
getragen: Es sind 
deren Rechte auf 
Leistungen, die 
in Frage gestellt 
werden. Betrof-
fen ist auch der 
Mittelstand, der 
mit der spürbaren 
Reduktion seiner 
Kaufkraft einen 
s c h m e r z l i c h e n 
Preis zahlt.

Die SVP stär-
ken heisst, neue 
Raubzüge auf die 
Taschen der Bür-
gerinnen  und 
Bürger und der 
U n t e r n e h m e n 
der Schweiz zu 
verhindern
Mehr denn je gilt 

dämmen zu können, die den Steuer-
pflichtigen noch mehr Geld aus der 
Tasche ziehen möchten. Die Phanta-
sie der Linken, aber auch von einigen 
Mitgliedern der Mitte-Parteien kennt 
keine Grenzen, wenn es darum geht, 
Schweizerinnen und Schweizer zur 
Kasse zu bitten. Schon ist die Rede von 
einer künftigen Bundessteuer auf Erb-
schaften, welche dazu führen würde, 
dass Schweizerinnen und Schweizer, 
die Jahr für Jahr bereits eine Vermö-
genssteuer auf dem Erbe entrichten, 
noch einmal zur Kasse gebeten wür-
den. Das ist aber noch nicht alles; auch 
wenn die Mehrwertsteuer temporär er-
höht wurde, um einen Beitrag an die 
Sanierung der IV leisten zu können, 
so muss zusätzlich das strukturelle 
Defizit dieser Versicherung über eine 
Senkung ihrer Ausgaben aufgefan-
gen werden, um sie endlich in einen 
ausgeglichenen Finanzhaushalt über-
führen zu können. In gewissen Mitte-
Kreisen wird bereits gemunkelt, dass 
die ins Auge gefassten Massnahmen 
zu schmerzhaft seien, und dass man 
„weichere“ Alternativen finden müs-
se! Mit anderen Worten: Neue Einnah-
mequellen anstelle einer Senkung der 
Ausgaben. Zwischen den Zeilen errät 
man bereits, dass die politische Coura-
ge angesichts gewisser rigoroser, aber 
unbedingt notwendiger Massnahmen 
rasch zugunsten neuer steuerlicher 
Einnahmen erlahmen wird. Diese Ein-
nahmen könnten beispielsweise gene-
riert werden aus einer Verlängerung 
der temporären Erhöhung der Mehr-
wertsteuer, welche der Souverän bis 
zum Jahr 2017 beschränkt hat. Das 
zweite Massnahmenpaket zur Sanie-
rung der IV wird also anlässlich der 
Behandlung im Parlament zu heftigen 
Debatten führen.

Sanierung mittels Ausgabenkont-

der Merkspruch „vorbeugen ist bes-
ser als heilen“. Vorbeugen, das heisst 
für die SVP, neue finanzielle Begehr-
lichkeiten, die sich gegen die Steu-
erpflichtigen richten und nur eines 
beabsichtigen, nämlich neue Soziale-
leistungen zu generieren, entschlossen 
zu bekämpfen. In diesem Sinne ist es 
wichtig, dass unsere Partei bei den 
eidgenössischen Wahlen 2011 weiter 
zulegt und so die Schweizer Politik 
noch stärker beeinflussen kann. In die-
sem Sinne: Schweizer wählen SVP!

Stopp der kontinuierlichen Erh öhung der Steuern, Abgaben 
und Gebühren, welche unser L and langsam erdrückt!
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15Die Schweiz und die DDR

Herr Bischof, weshalb haben 
Sie ein Buch über die Verstri-
ckungen der Linken mit dem 

Kommunismus geschrieben?
In den 90er Jahren lehnten die Eidg. 
Räte Vorstösse aus der SVP von Walter 
Frey und Maximilian Rei-
mann ab, die Spionage der 
ostdeutschen Staatssicher-
heit (Stasi) in der Schweiz 
untersuchen zu lassen. Das 
war für mich als Histori-
ker ein Ansporn, das The-
ma selber zu bearbeiten.

Warum gerade die DDR? 
Die DDR lag uns Deutsch-
schweizern sprachlich und 
geografisch nahe, des-
halb haben auch mehrere 
Schriftsteller, Politiker 
und Theologen dieses 
Land bereist und darüber 
geschrieben. 

Welches sind die wich-
tigsten Ergebnisse Ihrer 
Nachforschungen?
Ich konnte für mein Buch insgesamt 
14 Archive von Berlin bis Bern kon-
sultieren und bin auf brisante Ent-
deckungen gestossen: Der bekannte 
Schweizer Schriftsteller Friedrich 
Dürrenmatt war 1941 - mitten im 
Krieg - Mitglied einer nationalsozi-
alistischen Vereinigung und trat für 
den Anschluss der Schweiz ans 3. 
Reich ein. Nachher im Kalten Krieg 
pries er die Kommunisten und be-
mängelte die kritische Einstellung der 
Schweizer zum totalitären Sozialis-

Erwin Bischof, der Autor des Buches „Honeckers Handschlag“ ist Historiker und war Schwei-
zer Diplomat. Er hat verschiedenste Archive in Deutschland und der Schweiz besucht und för-
derte brisante Tatsachen zu Tage: Friedrich Dürrenmatt beispielsweise pries im Kalten Krieg die 
Kommunisten und bemängelte die kritische Einstellung der Schweizer zum totalitären Sozialis-
mus. Bischofs Buch ist bisher das einzige Werk, das diese Problematik eingehend thematisiert.

mus. Auch der Basler Theologie-Pro-
fessor Karl Barth würdigte die DDR, 
der Berner Schriftsteller und Pfarrer 
Kurt Marti verlangte mehr marxisti-
sche Professoren an den Schweizer 
Universitäten. Die NZZ-Journalistin 

Klara Obermüller rührte die Wer-
betrommel für die DDR. Die Stasi 
infiltrierte schliesslich private Fir-
men, Universitäten und Kirchen.

Wie verhielten sich die politischen 
Parteien?
Die kommunistische Partei der Arbeit 
(PdA) war ideell und auch finanziell 
vollumfänglich abhängig von Ost-
Berlin. Ich konnte zum ersten Mal 
hohe Zahlungen Ost-Berlins an die 
PdA nachweisen. Die Sozialdemo-

kraten fuhren einen Schmusekurs, der 
Parteivorstand unter Helmut Huba-
cher und Peter Vollmer besuchte 1982 
Erich Honecker in Berlin und lobte die 
DDR in höchsten Tönen. Es ist un-
verständlich, dass heute, zwanzig 

Jahre nach dem Fall 
der Berliner Mau-
er, die SP im neuen 
Parteiprogramm die 
Überwindung des 
Kapitalismus  und die 
Abschaffung der Ar-
mee verlangen kann.
Offenbar hat die Lin-
ke nichts gelernt aus 
der Geschichte. Die 
bürgerlichen Parteien 
und auch die meis-
ten Medien lehnten 
das ungeliebte Re-
gime sowie den So-
zialismus konsequent
ab. Auch das Volk 
liess sich nicht blen- 
den. Die PdA blieb 
immer eine klei-
ne Splitterpar-

tei mit 1 – 5 % Wähleranteil, in 
Frankreich und Italien kamen die 
Kommunisten zeitweise auf 30 %.

Welche Reaktionen hat Ihr Buch aus-
gelöst?
Die betroffenen linken Kreise ha-
ben keinerlei Schuldbewusstsein, sie 
streiten alles ab oder beschönigen die 
DDR. Die Medien haben einige Buch-
besprechungen veröffentlicht, aber die 
Verarbeitung der Verstrickungen des 
Kalten Krieges steht erst am Anfang.

Wie die Schweizer Linke 
die DDR hofierte




